Preußiſche Geſetz ammlung 


Juhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Meiningen und Schwarzburg⸗Rudolſtadt wegen Her 
ſtellung einer Eiſenbahn von Bor Wallendorf nach Neuhaus a. Rennweg ⸗Igelshieb mit Abzweigung 
von Ernſtthal nach Lauſcha, S. 9. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 
1872 durch die Regierungsamksblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 15. 


(Nr. 11099.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen, Sachſen⸗Meiningen und Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Bock⸗Wallendorf nach 
Neuhaus a. Rennweg ⸗Igelshieb mit Abzweigung von Ernſtthal nach 
Lauſcha. Vom 7. April 1910. 


Sm Majeſtät der König von Preußen, Seine Hoheit der Herzog von 
Sachſen⸗Meiningen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Bock⸗Wallendorf nach Neuhaus a. Rennweg⸗Igelshieb mit Abzweigung von 
Ernſtthal nach Lauſcha zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat May Vieregge, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Wilhelm Sprengell, 
Allerhöchſtihren Legationsrat Hermann Freiherrn von Stengel; 
Seine Hoheit der Herzog von Sachſen-Meiningen: 
Höchſtihren Geheimen Staatsrat, Wirklichen Geheimen Rat Karl 
Schaller; ö 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schwarzburg-Rudolſtadt: 
Höchſtihren Staatsminiſter Wirklichen Geheimen Rat Franz Freiherrn 
von der Recke, 
Höchſtihren Regierungsrat Albert Bock, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Bock-Wallendorf nach Neuhaus a. Rennweg-Igelshieb mit Abzweigung von 
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Ernſtthal nach Lauſcha für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die geſetz⸗ 
liche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

Die Herzoglich Sächſiſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche 
Regierung geſtatten der Königlich Preußiſchen Regierung den Bau und Betrieb 
dieſer Bahn innerhalb ihrer Staatsgebiete. 


Artikel II. 

Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, die indes bezüglich der Führung der Bahn und der An⸗ 
legung von Stationen etwaige beſondere Wünſche der Landesregierungen tun⸗ 
lichſt berückſichtigen will. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Ge⸗ 
nehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegübergängen, 
Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vorflutanlagen und Seitenwegen betreffen, 
nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Stationsanlagen jeder Regierung inner⸗ 
halb ihres Gebiets vorbehalten. N 

Sollte nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Bedürfniſſes die 
Anlage von neuen Waſſerdurchläſſen oder öffentlichen Wegen, welche die geplante 
Eiſenbahn kreuzen, von den Landesregierungen angeordnet oder genehmigt werden, 
ſo wird zwar preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger Anlagen keine Ein⸗ 
ſprache erhoben werden, die Landesregierungen verpflichten ſich aber, dafür einzu⸗ 
treten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahn geſtört wird, 
noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein anderer Koſtenaufwand erwächſt, 
als der für die etwa von der Eiſenbahnverwaltung für notwendig erachtete oder 
nach Artikel III zu bewirkende Bewachung der neuen Übergänge. 


Artikel III. 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,135 Meter zwiſchen den Schienen betragen. 
Die Bahn wird vorläufig nur eingleiſig ausgeführt werden. Die Königlich 
Preußiſche Regierung iſt berechtigt, die Bahn nach den Beſtimmungen der 
Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung vom 4. November 1904, gültig vom 
1. Mai 1905 ab, und den dazu etwa künftig ergehenden ergänzenden oder abän⸗ 
dernden Beſtimmungen als Nebenbahn herzuſtellen und zu betreiben. 


Artikel IV. 
In Anerkennung der für ihre Staatsgebiete erwachſenden Vorteile verpflichten 

ſich für den Fall der Ausführung der Bahn: 
A. die Herzoglich Sächſiſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche 

Regierung und zwar jede für ihr Staatsgebiet: 
1. den zum Baue der Bahnanlagen erforderlichen Grund und Boden 
der Königlich Preußiſchen Regierung unentgeltlich zur Verfügung 
zu ftellen; 


2. die Mitbenutzung der Chauſſeen und fonftigen öffentlichen Wege 
unentgeltlich und ohne beſondere Entſchädigung für die Dauer 
des Beſtehens und Betriebs der Bahn zu geftatten; 

B. die Herzoglich Sächſiſche Regierung zu den Baukoſten der Linie Ernſt⸗ 
thal-Lauſcha einen unverzinslichen, nicht rückzahlbaren Zuſchuß von 
500 000 Mark, in Worten: „Fünfhunderttauſend Mark“, zu gewähren. 


Artikel V. 

Die im Artikel IV unter Nr. A 1 übernommene Verpflichtung erſtreckt 
ſich auf das geſamte zur Herſtellung der Bahn, einſchließlich der Stationen und 
aller ſonſtigen Anlagen, ſowie auf das für Seitenentnahmen, Seitenwege, Sicher⸗ 
heitsſtreifen, Gewinnung von Baumaterialien, Lagerplätze, Anderungen von Wegen 
oder Waſſerläufen uſw. nach den genehmigten Bauplänen oder nach den Be⸗ 
ſtimmungen der Landespolizeibehörden erforderliche oder zum Schutze der benad)- 
barten Grundſtücke, zur Verhütung von Feuersgefahr uſw. für notwendig erachtete, 
der Enteignung unterworfene Grundeigentum mit Einſchluß von Rechten und 
Gerechtigkeiten. Die Überweifung des Grundeigentums nebſt Rechten und 
Gerechtigkeiten fol dergeſtalt unentgeltlich erfolgen, daß von der bauenden Eiſen⸗ 
bahnverwaltung auch Kulturentſchädigungen ſowie Erſatzleiſtungen für Wirtſchafts⸗ 
erſchwerniſſe nicht zu tragen ſind und die für den Bau der Bahn erforderlichen 
Grundſtücke frei von Pfandrechten, anderen dinglichen Laſten, Abgaben und Ge⸗ 
bühren, die dauernd erforderlichen in das Eigentum, die vorübergehend erforder⸗ 
lichen für die Dauer des Bedürfniſſes in die Benutzung des Preußiſchen Staates 
übergehen. Letzterem fallen nur die Koſten der Vermeſſung und Verſteinung des 
überwieſenen Geländes zur Laſt. 

Die bauleitende Eiſenbahnverwaltung wird nach Genehmigung des Bauplans 
und der bei der Bauausführung etwa erforderlich werdenden Ergänzungen für 
jede Feldmark einen Planauszug vorlegen, welcher die zu überweiſenden Grund⸗ 
ſtücke nach ihrer kataſtermäßigen oder ſonſt üblichen Bezeichnung und Größe, 
deren Eigentümer nach Namen und Wohnort, ferner die landespolizeilich an⸗ 
geordneten Anlagen ſowie, wo nur eine Belaſtung von Grundeigentum in Frage 
ſteht, die Art und den Umfang dieſer Belaſtung zu enthalten hat. Binnen drei 
Monaten nach Vorlage dieſes Auszugs iſt die Eiſenbahnverwaltung in den Beſitz 
der erforderlichen Grundſtücke zu ſetzen. Iſt innerhalb dieſer Friſt die Überweiſung 
nicht erfolgt, ſo ſteht der Eiſenbahnverwaltung die Befugnis zu, ohne weiteres 
die geſetzliche Enteignung zu beantragen, zu welchem Zwecke die Herzoglich Sächſiſche 
und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung der Königlich Preußiſchen 
Regierung das Enteignungsrecht rechtzeitig erteilen werden. Die Preußiſche Re⸗ 
gierung wird dabei die Intereſſen der beteiligten Landesregierungen tunlichſt wahr⸗ 
nehmen, insbeſondere Vergleiche nicht ohne deren Zuſtimmung abſchließen. Der 
im Enteignungswege für den Grunderwerb uſw. erwachſende Aufwand, ein⸗ 
ſchließlich der Koſten des Verfahrens, iſt der Eiſenbahnverwaltung alsdann zu 
erſetzen. 
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Den genannten Regierungen bleibt es freigeftellt, wegen der Übertragung 
dieſer ſowie der im Artikel IV unter A 2 und B übernommenen Verpflichtungen 
auf die von der Bahnlinie berührten Gemeinden uſw. mit letzteren ſich zu 
verſtändigen; ſie bleiben indes auch bei einer derartigen Übertragung für die 
Erfüllung der Verpflichtungen ihrerſeits der Königlich Preußiſchen Regierung 
verhaftet. 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Herſtellung, 
Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe 
Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 

Von dem nach Artikel IV B zu leiſtenden Barzuſchuß iſt ſeitens der Herzog⸗ 
lich Sächſiſchen Regierung die eine Hälfte vier Wochen nach Beginn der Bau— 
arbeiten innerhalb ihres Landesgebiets, die andere Hälfte vier Wochen nach der 
Betriebseröffnung an die Königlich Preußiſche Regierung zu zahlen. 

Sollte die Königlich Preußiſche Regierung ſich demnächſt zu einer Er— 
weiterung der urſprünglichen Bahnanlagen durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, 
Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen entſchließen und insbeſondere auch zur 
Anlage des zweiten Gleiſes ſchreiten, ſo werden die Landesregierungen zwecks 
Erwerbung des zur Ausführung dieſer Anlagen erforderlichen Grund und Bodens, 
auf die ſich die Verpflichtung im Artikel IV unter A 1 des e nicht be⸗ 
zieht, für ihr Gebiet das Enteignungsrecht erteilen, inſoweit es nicht bereits nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung findet, und für die Er- 
mittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine ungünſtigeren Beſtimmungen 
in Anwendung bringen laſſen als diejenigen, welche bei den Enteignungen zu 
Eiſenbahnanlagen in ihren Gebieten zur Zeit Geltung haben. Für die Ver⸗ 
handlungen, die zur Übertragung des Eigentums oder zur Überlaſſung in die 
Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich ſind, 
namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die Aus⸗ 
lagen der Gerichte zu erſtatten und tritt im übrigen Freiheit von Stempel und 
Gerichtsgebühren ein. 

Artikel VI. 

Die Feſtſtellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Landesregierungen. In den Tarifen für die Bahn ſollen keine höheren 
Einheitsſätze in Anwendung kommen als für die anſchließenden Strecken des 
Königlich Preußiſchen Staatseiſenbahngebiets. 


Artikel VII. 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in die einzelnen Staatsgebiete 
entfallenden Bahnſtrecken den Landesregierungen vorbehalten. Auch ſollen die 
an der Bahn zu errichtenden Hoheitszeichen nur die der Landesregierung ſein. 

Den Landesregierungen bleibt vorbehalten, zur Handhabung ihres Hoheits— 
rechts ſtändige Kommiſſare zu beſtellen, welche die Beziehungen zur Königlich 


Preußischen Eiſenbahnverwaltung in allen Fällen zu vertreten haben, die nicht 
zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der Behörden geeignet 
ſind. Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Ausübung ſtaatlicher Hoheits⸗ 
rechte — ſoweit ſie den Gegenſtand dieſes Vertrags berühren —, insbeſondere 
für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſenbahnſtrecken und 
ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, werden Sachſen-Meiningen und Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt Gebühren nicht erheben und Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 

Die Handhabung der Bahnpolizei erfolgt durch die Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnbehörden und Beamten; letztere ſind auf Vorſchlag der Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung von den zuſtändigen Behörden der Landes⸗ 
regierung in Pflicht zu nehmen. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheits⸗ 
polizei liegt den Organen der Landesregierung ob. Sie werden den Bahnpolizei⸗ 
beamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel VIII. 

Preußiſche Staatsangehörige, die in dem Herzoglich Sächſiſchen oder dem 
Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſchen Gebiete ſtationiert ſind, erleiden dadurch 
keine Anderung ihrer Staatsangehörigkeit. 

Die Beamten der Bahn ſind rückſichtlich der Diſziplin lediglich ihren 
Dienſtvorgeſetzten und den Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Staats⸗ 
regierung, im übrigen aber den Geſetzen und Behörden des Staates, in dem fie 
ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 

Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen Unter⸗ 
beamten dieſer Art innerhalb der einzelnen Staatsgebiete ſoll auf Angehörige der 
letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete Militäranwärter, 
unter denen die betreffenden Skaatsangehörigen gleichfalls den Vorzug haben, zur 
Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 


Artikel IX. 

Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß des Baues oder Betriebs der 
Bahn gegen die Eiſenbahnverwaltung etwa geltend gemacht werden, ſollen von 
den Landesgerichten und — inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen — auch 
nach den Landesgeſetzen beurteilt werden. 


Artikel X. 

Die Herzoglich Sächſiſche und die Fürſtlich Schwarzburg-Rudolſtädtiſche 
Regierung verpflichten ſich, von der Eiſenbahnunternehmung und dem zu ihr ge⸗ 
hörigen Grund und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, ſolange die Bahn 
ſich im Eigentum oder Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 

Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecke, insbeſondere auf die Be⸗ 
rechnung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Verteilung 
unter die beteiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar des auf die Betriebs⸗ 


eröffnung folgenden Jahres an die Beſtimmungen des preußiſchen Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 152) oder der 
künftighin etwa an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe 
Anwendung, als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete läge. 

Bei der Beſteuerung durch die Gemeinden ſoll ausgeſchloſſen ſein, daß 
dieſe höhere Steuerſätze oder Steuerſätze nach einem höheren Maßſtab anwenden 
oder endlich andere Steuern auferlegen, als ſie von den übrigen Gemeindeabgabe⸗ 
pflichtigen gefordert werden. 

Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das vorausgegangene 
Kalenderjahr. 5 i 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der Bahn be⸗ 
rührten außerpreußiſchen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 
beziehungsweiſe Abſ. 1 unter b des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem 
gemeindeſteuerpflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates 
verwalteten Eiſenbahnen beteiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Ge⸗ 
hältern und Löhnen zu Grunde gelegt werden, die aus dem Betriebe der Bahn 
erwachſen. 

Eine Beſteuerung der Bahn durch andere korporative Verbände werden 
die Herzoglich Sächſiſche und die Fürſtlich Schwarzburg⸗Rudolſtädtiſche Regierung 
nicht zulaſſen. 

Sofern dieſer Vereinbarung zuwider Steuern erhoben werden ſollten, haben 
die genannten Regierungen die hierfür geleiſteten Ausgaben der Königlich 
Preußiſchen Regierung zu erſtatten. 


Artikel XI. 
Zur Einziehung von Stationen ſowie zur Einſtellung des Betriebs auf 


der ganzen Bahn oder einem Teile iſt die Zuſtimmung der beteiligten Regierungen 
erforderlich. 
Artikel XII. 

Ein Recht auf den Erwerb der Bahn werden die Landesregierungen, ſo⸗ 
lange ſie ſich im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates befindet, nicht 
in Anſpruch nehmen. Sollte dagegen ſpäter Eigentum und Betrieb an einen 
Privatunternehmer abgetreten werden, wozu die Genehmigung der beteiligten 
Regierungen erforderlich ſein würde, ſo bleibt den Landesregierungen das Recht 
vorbehalten, die Bahn nach Maßgabe des preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 
3. November 1838 anzukaufen. 


Artikel XIII. 

Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
155 a Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. | 


Artikel XIV. 

Gegenwärtiger Vertrag foll allerfeits zur landesherrlichen Genehmigung 
ee werden; die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten den Vertrag unter⸗ 
zeichnet und beſiegelt. 

So geſchehen zu Berlin, den 7. April 1910. 


(J. S.) Vieregge. (L. S.) Schaller. (L. S.) Frhr. v. d. Recke. 
(L. S.) Sprengell. (L. S.) Bock. 
(L. S.) Frhr. v. Stengel. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden / die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind 
bekannt gemacht: 

1. das am 15. November 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Kruſchin⸗Wonſin in Räumung Kruſchin im Kreiſe 
Strasburg durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marien⸗ 
werder Nr. 2 S. 27, ausgegeben am 12. Januar 1911; 

2. das am 30. November 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Hecht⸗ 
hauſener Moorreviergenoſſenſchaft in Hechthauſen im Kreiſe Neuhaus 
a. Oſte durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 52 
S. 376, ausgegeben am 30. Dezember 1910, 

3. das am 5. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge⸗ 
noſſenſchaft zur Regulierung des oberen Spiebachs in Neureſe im Kreiſe 
Kolberg⸗Körlin durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Köslin 
Nr. 52 S. 351, ausgegeben am 29. Dezember 1910, 

4. das am 5. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ihl⸗ 
becker Schleuſenverband in Bornberg im Kreiſe Neuhaus a. Oſte durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 52 S. 371, aus⸗ 

gegeben am 30. Dezember 1910; 

5. der Allerhöchſte Erlaß vom 9. Dezember 1910, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde Alt Grape im 
Kreiſe Pyritz für die Anlage eines neuen Begräbnisplatzes, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 2 S. 5, ausgegeben 
am 13. Januar 1911; 


10. 


1 


12. 


13. 


14. 
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„die am 9. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Satzung für die Rhinluch⸗ 


Meliorationsgenoſſenſchaft in den Kreiſen Oſthavelland und Ruppin in 
Fehrbellin durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und 
der Stadt Berlin Nr. 52 S. 653, ausgegeben am 30. Dezember 1910, 


das am 12. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 


Achterathsheidegraben-Genoſſenſchaft in Kapellen im Kreiſe Mörs durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 3 S. 11, aus⸗ 
gegeben am 14. Januar 1911; 


das am 17. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge⸗ 


noſſenſchaft zur Regulierung des Braſtgrabens in Pronitten im Kreiſe 
Labiau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 4 
S. 75, ausgegeben am 26. Januar 1911; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Dezember 1910, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Kreis Hersfeld für die Anlage einer Klein⸗ 
bahn von Hersfeld nach Heimboldshauſen, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Caſſel Nr. 3 S. 19, ausgegeben am 18. Januar 1911; 
der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Dezember 1910, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Odenkirchen für die Durch⸗ 
führung der geplanten Kanaliſation der Stadt Odenkirchen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 4 S. 29, aus⸗ 
gegeben am 21. Januar 1911; . 

das am 19. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
ſowie Ent⸗ und Bewäſſerungsverband des Grenzgrabengebiets im Elbinger 
Deichverbande zu Güldenboden im Landkreis Elbing durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 1 S. 1, ausgegeben am 
7. Januar 1911, 

das am 19. Dezember 1910 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drai⸗ 
nage⸗ und Entwäſſerungsgenoſſenſchaft Wilmsdorf in Wilmsdorf im 
Kreiſe Wehlau durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg 
Nr. 3 S. 48, ausgegeben am 19. Januar 1911; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Januar 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Preußiſchen Fiskus, vertreten durch die 
Königliche Kommiſſion zur Aufteilung der Domäne Dahlem, für die 
Anlage einer Kleinbahn innerhalb des Gutsbezirkes Dahlem und der un⸗ 
mittelbar neben ihr anzulegenden Straßen, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 4 S. 57, 
ausgegeben am 27. Januar 1911; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Januar 1911, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts innerhalb des preußiſchen Staatsgebiets an die Kleinbahn 
Delmenhorſt-Harpſtedt, G. m. b. H. in Harpſtedt, für die Anlage einer Klein⸗ 
bahn von Harpſtedt nach Delmenhorſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Hannover Nr. 3 S. 23, ausgegeben am 20. Januar 1911. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzzaammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 % 


und 1884 bis 1903 zu 2,40 %) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


